
23. Beilage im Jahre 1968 zu den Sitzungsberichten 
des XX. Vorarlberger Landtages

Regierungsvorlage Beilage 23

Gesetz
über die Wahl- und Stimmberechtigtenkartei (Wählerkarteigesetz)

Der V orarlberger Landtag ha t beschlossen:

1. Abschnitt

A llgem eine Bestimmungen

§ 1
Zweck der Wählerkartei

(1) Die G em einde hat die W ahl- und 
Stim m berechtigten ihres G ebietes für W ahlen 
zum Landtag und für V olksbegehren und 
V olksabstim m ungen nach der L andesverfas­
sung sowie die Bürger (§ 7 Gem eindegesetz) 
nach den Bestim m ungen dieses G esetzes in 
einer W äh lerkarte i zu erfassen.

(2) Die W äh lerkarte i ha t zu dienen
1. als G rundlage für die A nlegung der W äh­

lerverzeichnisse für
a) W ahlen zum Landtag,
b) W ahlen  in die G em eindevertretung,
c) V olksabstim m ungen nach der Landes­

verfassung  und nach dem G em einde­
gesetz,

d) V olksbefragungen nach dem G em einde­
gesetz;

2. für die Feststellung  der Berechtigung zur 
A ntragstellung  auf D urchführung von
a) V olksbegehren nach der L andesverfas­

sung,

b) V olksabstim m ungen nach der Landes­
verfassung  und nach dem G em einde­
gesetz,

c) V olksbefragungen nach dem  G em einde­
gesetz;

3. als Verzeichnis der Stim m berechtigten bei 
V olksbegehren nach der Landesverfassung.

§ 2
Form der Wählerkartei

(1) Die W äh lerkarte i ha t für jeden  W ahl- 
und Stim m berechtigten je  eine K arteikarte  zu 
enthalten. Die K arte ikarten  haben  für jeden

W ahl- und Stim m berechtigten die für die 
Durchführung von W ahlen, V olksbegehren, 
V olksabstim m ungen und V olksbefragungen 
gemäß § 1 Abs. 2 erforderlichen A ngaben zu 
enthalten , jedenfalls aber Zu- und Vornam e, 
G eburtsdatum , Fam ilienstand, Beruf und 
W ohnanschrift sowie einen Raum für A n­
m erkungen.

(2) Die W äh lerkarte i ist nach der H aus­
num m er (W ohnung) der W ahl- und Stimm - 
berechtigten, nach S traßen und O rtste ilen  und, 
w enn die Gem einde in W ahlsprengel ein­
geteilt ist, auch nach W ahlsprengeln  zu u n te r­
teilen. Die W äh lerkarte i kann auch nach dem 
N am ensalphabet der W ahl- und Stimmberech­
tig ten  angelegt w erden, w enn dadurch ihre 
Benützung erleichtert wird.

(3) Der Bürgerm eister kann aus G ründen 
der K ostenersparnis anordnen, daß die nach 
bundesrechtlichen Bestim m ungen geführte 
Evidenz der W ahlberechtig ten  zum N ational­
ra t als W ählerkarte i im Sinne dieses G eset­
zes verw endet wird, sow eit sie den Bestim ­
m ungen dieses G esetzes entspricht.

2. Abschnitt

Anlegung und Führung der Wählerkartei

§ 3
Personenkreis

(1) In die W ählerkarte i sind alle Inländer 
aufzunehm en, die vor dem 1. Jän n er des J a h ­
res der Aufnahm e das 20. L ebensjahr v o ll­
endet und in der G em einde ihren  ordentlichen 
W ohnsitz  haben sowie vom  W ahlrecht zum 
Landtag nicht ausgeschlossen sind.

(2) W enn eine für W ahlen  zum Landtag 
w ahlberechtigte Person nicht zugleich auch 
Bürger der Gem einde ist, ist deren  K artei­
karte  von den übrigen K arteikarten  deutlich 
unterscheidbar zu kennzeichnen. Falls gemäß 
§ 2 Abs. 3 die nach bundesrechtlichen Bestim­
m ungen geführte W ählerevidenz auch als 
W ählerkarte i verw endet wird, sind ferner die 
K arteikarten  von Personen, welche nicht so-
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23. Beilage im Jahre 1968 des XX. Vorarlberger Landtages

wohl in die W ählerev idenz als auch in die 
W ählerkarte i aufzunehm en sind, von den ü b ri­
gen K arteikarten  deutlich unterscheidbar zu 
kennzeichnen.

(3) Der ordentliche W ohnsitz einer Per­
son ist an dem O rte begründet, an dem sie 
sich in der erw eislichen oder aus den Um­
ständen  hervorgehenden  Absicht n ieder­
gelassen hat, ihn bis auf w eiteres zum M it­
te lpunk t ih rer Lebensbeziehungen zu wählen. 
H iebei ist es unerheblich, ob die Absicht d ar­
auf gerichtet war, für immer an diesem  O rte 
zu bleiben.

(4) W enn eine der im Abs. 1 genannten 
Personen in m ehreren  G em einden des Lan­
des einen ordentlichen W ohnsitz hat, ist sie 
in die W äh lerkarte i der Gem einde aufzuneh­
men, in der sie am 31. D ezem ber des V orjah ­
res tatsächlich gew ohnt hat. Nach diesem  Um­
stand bestim m t sich die Aufnahm e auch dann, 
w enn jem and, falls die Gem einde in W ahl­
sprengel eingeteilt ist, in m ehreren  W ahl- 
sprengeln eine W ohnung hat.

§ 4
Änderung in der Wählerkartei

Unbeschadet der Bestim m ungen der §§ 5 
und 12 Abs. 1 dürfen Ä nderungen in der W äh­
lerkarte i nur auf Grund eines Einspruchs­
oder B erufungsverfahrens (§§ 8 bis 11) v o r­
genom m en w erden. A usgenom m en hievon ist 
die Berichtigung von Schreibfehlern oder an ­
deren offenbar auf einem  V ersehen beruhen ­
den Unrichtigkeiten.

§ 5
Verlegung des W ohnsitzes

(1) W ahl- und Stim m berechtigte, die ihren 
ordentlichen W ohnsitz in eine andere Ge­
m einde verlegen, sind aus der W äh lerkarte i 
der G em einde ihres b isherigen W ohnsitzes 
auszuscheiden und in die W äh lerkarte i der 
G em einde ihres neuen W ohnsitzes aufzuneh­
men. Die Gemeinde, in deren  W äh lerkarte i 
eine Person aufgenom m en w urde, ha t die G e­
m einde des b isherigen W ohnsitzes h ievon un ­
verzüglich nachweislich zu verständigen.

(2) Bei V erlegung des W ohnsitzes haben 
Personen, denen die A usfüllung der M elde­
zettel obliegt, auf V erlangen der Gem einde 
neben den M eldezetteln  auch ein W äh ler­
an lageb latt nach dem M uster der A nlage aus­
zufüllen und dem M eldepflichtigen zu üb er­
geben. Der M eldepflichtige ha t es sodann mit 
den M eldezetteln  der M eldebehörde zu üb er­
geben.

§ 6
Allgem eine Erfassung der Wahl- und 

Stimmberechtigten

(1) Die G em einde kann zwecks Ü berprü­
fung der Richtigkeit der W ählerkarte i durch 
V erordnung eine allgem eine Erfassung der 
W ahl- und Stim m berechtigten in der Ge­
m einde anordnen. Eine allgem eine Erfassung 
der W ahl- und Stim m berechtigten darf je ­
doch höchstens einm al im Jah r angeordnet 
w erden.

(2) Die V erordnung hat zu bestim m en, 
w er ein W ähleran lageb latt auszufüllen hat, 
in welcher W eise W ähleran lageb lä tter sowie 
allfällige sonstige D rucksorten an die zur A us­
füllung verpflichteten Personen zu verte ilen  
und von diesen ausgefüllt w ieder an die 
Gem einde zurückzuleiten sind. Die zur A us­
füllung verpflichteten Personen haben, so- 
ferne sie dazu in der Lage sind, die W äh ler­
an lageb lätter zu unterfertigen.

(3) In der V erordnung kann auch bestim m t 
w erden, daß die H auseigentüm er oder ihre 
V ertre te r W ähleran lageb lä tter an die Bewoh­
ner ih rer H äuser zu verteilen , die ausgefüll­
ten W äh leran lageb lä tter einzusam m eln und 
sie auf die V ollständigkeit und Richtigkeit 
ih rer A usfüllung zu überprüfen sowie bei 
einer von der Gem einde bestim m ten A m ts­
stelle abzugeben haben.

(4) Falls eine V erordnung gemäß Abs. 1 
erlassen wird, steh t es den zur A usfüllung 
des W ähleran lageb la ttes verpflichteten Per­
sonen frei, die ausgefüllten W ähleran lage­
b lä tter auch unm ittelbar bei der von der Ge­
m einde bestim m ten A m tsstelle abzugeben. 
Diese Personen haben jedoch den H auseigen­
tüm er oder seinen V ertre ter von der unm itte l­
baren  A bgabe der W ähleran lageb lä tter zu 
verständigen. H ierauf ist in der V erordnung 
hinzuw eisen.

§ 7
Einsicht in die Wählerkartei

(1) In die W ählerkarte i kann jede P er­
son, die sich von der V ollständigkeit und 
Richtigkeit überzeugen will, Einsicht nehm en. 
Die in allgem einen V ertretungskörpern  v e r­
tre tenen  W ählergruppen  können überdies aus 
der W ählerkarte i Abschriften hersteilen . 
W enn eine solche W ählergruppe ein en tsp re­
chendes Ersuchen an die Gem einde stellt, kann 
diese A bschriften herste llen  und der W äh ler­
gruppe gegen Ersatz der Kosten ausfolgen.
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(2) Die G em einde hat die Tagesstunden, 
w ährend w elcher beim  G em eindeam t Einsicht 
in die W äh lerkarte i genom m en und dagegen 
Einsprüche eingebracht w erden können, an 
der A m tstafel kundzum achen.

3. Abschnitt
Berichtigung der Wählerkartei

§ 8
Einspruch

(1) Jed er In länder kann  gegen die A uf­
nahm e oder N ichtaufnahm e einer Person in 
die W äh lerkarte i schriftlich oder mündlich 
Einspruch erheben. W enn der Einspruch m ünd­
lich erhoben wird, ist sein w esentlicher In­
halt in einer N iederschrift, die vom  Ein­
spruchsw erber zu un terfertigen  ist, festzuhal­
ten.

(2) Im Einspruch ist anzugeben, ob die 
Aufnahm e einer Person als Bürger oder nur 
als W ahlberechtig ter zum Landtag oder die 
Ausscheidung einer Person nur als Bürger 
oder auch als W ahlberechtig ter zum Landtag 
begehrt wird. W enn eine solche A ngabe fehlt, 
ist der Einspruch so zu behandeln, als ob er 
sich auf die Eigenschaft einer Person als Bür­
ger und als W ahlberechtig ter zum Landtag 
bezieht. Der Einspruch ist zu begründen.

(3) Der Einspruch ist beim  G em eindeam t 
jen er Gem einde einzubringen, in deren  W äh­
lerkarte i eine Ä nderung begehrt wird. Das 
G em eindeam t h a t den  Einspruch ehestens der 
G em eindew ahlbehörde zur Entscheidung v o r­
zulegen.

(4) Die N am en der Einspruchsw erber u n te r­
liegen dem Am tsgeheim nis.

§ 9
Entscheidung über den Einspruch

(1) Die G em eindew ahlbehörde h a t die Per­
son, gegen deren A ufnahm e in die W äh ler­
karte i Einspruch erhoben w urde, h ievon unter 
Bekanntgabe der G ründe binnen zwei W ochen 
nach E inlangen des Einspruches m it der Be­
lehrung  zu verständigen , daß sie innert zwei 
W ochen schriftlich oder mündlich Stellung 
nehm en kann.

(2) Die G em eindew ahlbehörde ha t über 
den Einspruch innert drei M onaten zu en t­
scheiden. Der Einspruch ist zurückzuweisen, 
w enn der Einspruchsw erber zur Erhebung des 
Einspruches nicht berechtigt ist, der Einspruch 
kein  bestim m tes B egehren oder keine Begrün­

dung enthält. In allen anderen  Fällen  ist in 
der Sache selbst zu entscheiden. Die Ent­
scheidung ist zu begründen. Sie h a t ferner 
eine R echtsm ittelbelehrung zu enthalten. Die 
Entscheidung ist schriftlich auszufertigen und 
dem Einspruchsw erber sow ie der Person, ge­
gen deren  Aufnahm e oder N ichtaufnahm e in 
die W ählerkarte i Einspruch erhoben w urde, 
zu eigenen H änden zuzustellen.

(3) W enn die Entscheidung eine Richtig­
stellung der W äh lerkarte i erfordert, ist sie 
nach Rechtskraft auch der Gem einde gegebe­
nenfalls un ter Anschluß des W äh leran lage­
b lattes zuzustellen. Die G em einde ha t die 
Richtigstellung der W äh lerkarte i un ter A n­
führung der Entscheidungsdaten durchzufüh­
ren.

§ 10
Berufung

(1) Der Einspruchsw erber und die Person, 
gegen deren A ufnahm e oder N ichtaufnahm e 
in die W äh lerkarte i Einspruch erhoben w urde, 
können gegen die Entscheidung der G em einde­
w ahlbehörde Berufung an die B ezirksw ahl­
behörde erheben.

(2) Die Berufung hat den Bescheid, gegen 
den sie sich richtet, zu bezeichnen und einen 
begründeten  B erufungsantrag zu enthalten.

(3) Die Berufung ist sam t A kt unverzüglich 
der B ezirksw ahlbehörde zur Entscheidung 
vorzulegen.

§ 11
Entscheidung über die Berufung

(1) Die Bezirksw ahlbehörde h a t einen  all­
fälligen B erufungsgegner b innen zwei W ochen 
nach Einlangen d er B erufung hievon  un ter 
Bekanntgabe der B erufungsgründe m it der 
Belehrung zu verständigen, daß e r innert 
zwei W ochen schriftlich oder mündlich Stel­
lung nehm en kann.

(2) Die B ezirksw ahlbehörde h a t über die 
Berufung innert drei M onaten in le tz ter In­
stanz zu entscheiden. Die Berufung ist zurück­
zuw eisen, w enn der B erufungsw erber zur Ein­
bringung der Berufung nicht berechtigt ist, die 
Entscheidung, gegen die sie sich richtet, nicht 
bezeichnet ist, oder die Berufung keinen  b e ­
gründeten  A ntrag  enthält. In allen anderen 
Fällen  ist in der Sache selbst zu entscheiden. 
Die Entscheidung ist zu begründen  und ha t die 
B elehrung zu enthalten, daß ein w eiteres 
Rechtsm ittel unzulässig ist. Die Entscheidung 
ist schriftlich auszufertigen und dem  Beru-
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fungsw erber sow ie der Person, die durch die 
Entscheidung aus der W äh lerkarte i ausge­
schieden oder in diese aufgenom m en wird, zu 
eigenen H änden zuzustellen.

(3) W enn die Entscheidung eine Richtig­
stellung der W äh lerkarte i erfordert, ha t die 
Bezirksw ahlbehörde die Entscheidung der Ge­
m einde gegebenenfalls un ter Anschluß des 
W ähleran lageb la ttes zuzustellen. Die G e­
m einde ha t die Richtigstellung der W äh ler­
karte i un ter A nführung der Entscheidungs­
daten  durchzuführen.

§ 12
Am tswegige Änderungen der Wählerkartei

(1) Die G em einde hat alle Um stände, die 
geeignet sind, eine Ä nderung der W äh lerk ar­
tei zu bew irken, von Amts w egen w ahrzuneh­
men und die erforderlichen Ä nderungen in der 
W äh lerkarte i durchzuführen. H iebei h a t sie 
Um stände, die auch in der W äh lerkarte i einer 
anderen G em einde des Landes zu berücksich­
tigen sind, d ieser G em einde unverzüglich m it­
zuteilen.

(2) W enn ein W ahl- und Stim m berechtigter 
aus der W äh lerkarte i w egen V erlustes des 
W ahlrechtes, außer dem Fall der W ohnsitz­
verlegung, ausgeschieden wird, ist er hievon 
binnen zwei W ochen ab dem Tage der A us­
scheidung zu verständigen.

4. Abschnitt

Behörden und Verfahren

§ 13
Behörden

(1) Zur V ollziehung der nach diesem  Ge­
setz der G em einde obliegenden A ufgaben ist 
der Bürgerm eister zuständig, sow eit nicht e t­
was anderes bestim m t ist.

(2) W enn in diesem  G esetz W ahlbehörden 
genannt w erden, sind darun ter die für die 
Durchführung von W ahlen  zum Landtag zu­
ständigen W ahlbehörden zu verstehen , falls 
sie über B egehren auf A ufnahm e einer Person 
in die W äh lerkarte i nur als W ahlberechtigte 
zum Landtag oder über B egehren auf A us­
scheidung einer Person aus der W ählerkarte i, 
die in d ieser nur als zum Landtag w ahlberech­
tig t aufgenom m en ist, zu entscheiden haben. 
In allen anderen Fällen sind d arun te r die für 
die Durchführung von W ahlen  in die G e­
m eindevertretung  zuständigen W ahlbehörden 
zu verstehen.

(3) Die der G em einde nach diesem  Gesetz 
hinsichtlich der Bürger obliegenden A ufgaben 
sind solche des eigenen W irkungsbereiches.

§ 14
Verfahren

Hinsichtlich der B efangenheit von  V erw al­
tungsorganen, der Ladungen, der Zustellung, 
der Berechnung von Fristen und der Ord- 
nungs- und M utw illensstrafen sind die Bestim ­
m ungen des A llgem einen V erw altungsverfah­
rensgesetzes 1950 sinngem äß anzuw enden.

5. Abschnitt

Abgaben, Straf- und Schlußbestimmungen

§ 15
Abgabenfreiheit

Die im V erfahren  nach diesem  G esetz e r­
forderlichen Eingaben, B estätigungen und 
sonstigen Schriften sind von Landes- und Ge­
m eindeverw altungsabgaben befreit.

§ 16
Strafbestimmungen

M it einer G eldstrafe bis zu 6000 S oder mit 
A rrest bis zu sechs W ochen ist von der Be­
zirksverw altungsbehörde zu bestrafen, w er
a) der Verpflichtung des § 5 Abs. 2 nicht nach­

kommt,
b) den gem äß § 6 erlassenen  A nordnungen 

zuw iderhandelt.

§ 17
Schlußbestimmungen

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Jänner 1969 in 
Kraft.

(2) Die Landtagsw ahlordnung 1959, LGBl. 
Nr. 28/1959, w ird w ie folgt abgeändert:
a) Der IV. Abschnitt ha t m it A usnahm e der 

§§ 30 Abs. 4 und 32 zu entfallen.
b) Der § 38 Abs. 1 ha t zu lauten:

„(1) Der B ürgerm eister ha t ein W äh lerv er­
zeichnis nach dem im A nhang folgenden 
M uster anzulegen, in welches alle am Tage 
der W ahlausschreibung (Stichtag) in der 
W ählerkarte i e ingetragenen  W ahlberech­
tig ten  einzutragen sind. Das W äh lerv er­
zeichnis ist in gleicher W eise zu g liedern 
w ie die W ählerkarte i. Am 21. Tage nach 
der W ahlausschreibung ist das W äh lerv er­
zeichnis in einem  allgem ein zugänglichen
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A m tsraum  zur öffentlichen Einsicht aufzu­
legen. Die Einsichtsfrist h a t zehn Tage zu 
betragen, w obei auch an Sonn- und Feier­
tagen  G elegenheit zur Einsicht geboten 
sein muß."

c) Der A nhang zu § 23 ist w ie folgt zu be­
zeichnen: „Anhang zu § 38".

(3) Die G em eindew ahlordnung, LGBl. Nr. 10/ 
1950, in der Fassung LGBl. Nr. 10/1955, w ird 
wie folgt abgeändert:

a) Der IV. A bschnitt ha t m it A usnahm e des 
§ 27 Abs. 4 zu entfallen.

b) Der § 33 Abs. 1 ha t zu lauten:
„(1) Der B ürgerm eister ha t ein W äh lerv er­
zeichnis nach dem im A nhang folgenden 
M uster anzulegen, in welches alle am Tage 
der W ahlausschreibung (Stichtag) in der

W äh lerkarte i e ingetragenen  Bürger einzu­
tragen  sind. Das W ählerverzeichnis ist in 
gleicher W eise zu gliedern  w ie die W äh­
lerkartei. Am 15. Tage nach der W ahlaus­
schreibung ist das W ählerverzeichnis in 
einem  allgem ein zugänglichen A m tsraum  
zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Die 
Einsichtsfrist hat zehn Tage zu betragen, 
wobei auch an Sonn- und Feiertagen  Ge­
legenheit zur Einsicht geboten  sein muß. 
Die A uflegung ist u n te r B ekanntgabe des 
A m tsraum es, der A uflagefrist und der für 
die Einsichtnahme bestim m ten T agesstun­
den ortsüblich bekanntzum achen."

c) Der letzte Satz des § 32 Abs. 2 ha t zu lau ­
ten: „Der Einspruch ist für jeden  Ein­
spruchsfall gesondert einzubringen."

d) In der A nlage 1 ist die Z itierung „§ 20" 
durch die Z itierung „§ 33" zu ersetzen.
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WÄHLER-ANLAGEBLATT A nlage zu § 5 Abs. 2

A uszufüllen bei A nm eldungen österreichischer S taatsbürger, die vor dem 1. Jän n er 
des Jah res der A nm eldung das 20. Lebensjahr vo llendet haben, w enn in der Gemeinde, 
in der die A nm eldung erfolgt, ein  ordentlicher W ohnsitz  begründet wird.

Auf Grund des ausgefüllten  W ähler-A nlageb lattes w ird der W ahl- und Stim m berech­
tigte — bei V orliegen der sonstigen V oraussetzungen  für die A ufnahm e — in die W äh ­
lerkarte i neu aufgenommen, aus der W äh le rk a rte i der b isherigen  W ohnsitzgem einde 
aber ausgeschieden.

1
Gem einde: .............................................................  O rtsteil: ..............................................................

straße
gaqqp H aus-N r.: ...........S tie g e ............ S to ck ............

platz T ü r-N r.:...........

2 Fam iliennam e: ..................................................... S taatsbürgerschaft: ..........................................

3 Vornam e: .............................................................. B e ru f:.............................................._....................

4 G eburtsdatum : .....................................................  Geb.-Ort: ...........................................................

5
Fam ilienstand
ledig, verh., verw ., geschieden (bei Frauen)
(nicht Zutreffendes streichen) M ädchennam e:..................................................

6

Zugezogen von:

Gem einde: ..............................................................

Straße, Gasse, Platz, N r......................................

Pol. B e z irk :.............................................................. Land: ....................................................................

U nterschrift des A nzum eldenden

A ngem eldet am

(Amtsstampiglie)

Ab- und U m m eldungen

Datum  und neue W ohnanschrift

A nm erkungen:

, am 19.
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B e r i c h t

Eine V oraussetzung für die Durchführung 
einer W ahl oder Abstim m ung ist, daß die Per­
sonen, welche an ihr teilzunehm en berechtigt 
oder allenfalls auch verpflichtet sind, bekannt 
und erfaßt sind. Seit in Ö sterreich W ahlen in 
allgem eine V ertre tungskörper durchgeführt 
werden, haben die entsprechenden W ahlord­
nungen (Landtagsw ahlordnung, RGBl. Nr. 20/ 
1861 und LGBl. Nr. 29/1902, G em eindew ahl­
ordnung, LGBl. Nr. 22/1864, R eichsratw ahlord­
nung, RGBl. Nr. 17/1907) daher auch Bestim­
m ungen über die Erfassung der W ahlberech­
tig ten  enthalten . Diese W ahlordnungen sahen 
durchwegs vor, daß die W ahlberechtigten in 
besondere Verzeichnisse (W ählerlisten), die 
für jede W ahl neu angefertig t w erden mußten, 
zu erfassen w aren. Die W ählerlisten  w urden 
sodann zur öffentlichen Einsicht aufgelegt, 
einem  Einspruchs- und Berufungsverfahren 
unterzogen und schließlich abgeschlossen. In­
haltlich gleiche Bestim m ungen haben auch die 
W ahlordnung für die konstitu ierende N atio­
nalversam m lung, StGBl. Nr. 115/1918, die 
W ahlordnung für den Landtag des Landes 
V orarlberg, LGBl. Nr. 16/1919, und die G e­
m eindew ahlordnung, LGBl. Nr. 35/1919, en t­
halten. Ständige V erzeichnisse der W ahlbe­
rechtigten, auf die auch außerhalb von W ah­
len zurückgegriffen w erden konnte, w aren 
nicht vorgesehen. Solche ständige V erzeich­
nisse der W ahlberechtig ten  w urden aber no t­
wendig, als die V olksin itia tiven  eingeführt 
wurden, die jederzeit, also auch außerhalb 
von W ahlen, möglich w aren.

Das B undes-V erfassungsgesetz 1920 sah 
schon V olksbegehren und V olksabstim m ungen 
vor, ohne jedoch Bestim m ungen darüber zu 
enthalten , auf welche A rt und W eise die für 
V olksbegehren und V olksabstim m ungen 
Stim m berechtigten zu erfassen sind. Erst das 
Bundesgesetz über die W ahlordnung für den 
N ationalrat, BGBl. Nr. 367/1923, bestim m te, 
daß zur D urchführung von W ahlen in den N a­
tionalrat, eines V olksbegehrens oder einer 
V olksabstim m ung in allen Gem einden V er­
zeichnisse der W ahlberechtig ten  anzulegen 
sind, die alljährlich am 1. Februar durch 14 
Tage in einem  allgem ein zugänglichen A m ts­
raum  zur öffentlichen Einsicht aufzulegen und 
nach Abschluß des Einspruchs- und Berufungs­
verfahrens richtigzustellen w aren. Durch die 
Bundes-V erfassungsnovelle BGBl. Nr. 392/ 
1929 w urde in die B undesverfassung eine Be­
stim m ung aufgenom m en, wonach die G rund­
lage für die Durchführung von W ahlen, V olks­
abstim m ungen und V olksbegehren ständige 
W ählerverzeichnisse zu bilden haben, die all­

jährlich am 1. Jän n er und am l .J u n i  durch 
einen M onat zur allgem einen Einsicht aufzu­
legen waren. W ährend  dieser A uflagefrist h a t­
ten die B undesbürger das Recht, die Richtig­
stellung der W ählerverzeichnisse zu v erlan ­
gen. Auf Grund dieser verfassungsrechtlichen 
N euerung w urde das erste B ürgerlistengesetz, 
BGBl. Nr. 85/1930, erlassen, das nähere Be­
stim m ungen h ierüber enthielt. Durch das Bun­
desverfassungsgesetz BGBL Nr. 244/1932 b e­
treffend einige A bänderungen des Bundes­
verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929, 
w urden die vorerw ähn ten  verfassungsgesetz­
lichen Bestim m ungen über die ständigen W äh­
lerverzeichnisse w ieder aufgehoben. Es w urde 
nunm ehr verfügt, daß W ählerverzeichnisse 
schlechthin anzulegen seien. Zugleich w urde 
dann das zweite B ürgerlistengesetz, BGBl. Nr. 
245/1932, erlassen, das Bestim m ungen über die 
A nlegung von V erzeichnissen der W ahl- und 
Stim m berechtigten für W ahlen des B undesprä­
sidenten, des N ationalrates und für V olksab­
stim m ungen enthielt. V olksbegehren w erden 
in diesem  Gesetz nicht m ehr erw ähnt. W eil die 
jährlich zweim alige A uflegung der W ähler­
verzeichnisse nicht nur v iel V erw altungs­
arbeit, sondern auch bedeutende Kosten v e r­
ursacht hat und daher von den G em einden als 
bedeutende Last em pfunden w urde, sah das 
zw eite B ürgerlistengesetz eine ständige Evi­
denzführung nur m ehr für Städte mit m ehr als
100.000 Einw ohner und für solche Gem einden 
vor, die vom B undeskanzler über A ntrag  des 
Landeshauptm annes besonders bestim m t w ur­
den. In allen anderen G em einden w ar eine 
allgem eine A nlegung und jährliche A uflegung 
von W ählerverzeichnissen nicht m ehr vo rge­
sehen. In diesen G em einden w aren  W äh ler­
verzeichnisse (Bürgerlisten) nur noch vor einer 
W ahl oder einer V olksabstim m ung anzulegen, 
sogenannte ad-hoc-W ählerverzeichnisse, die 
einem  besonderen A uflegungs- und Ein­
spruchsverfahren unterzogen w urden. Durch 
das Bundesgesetz über die E inw ohnerverzeich­
nung, BGBl. Nr. 406/1935, w urde dann auch 
das zw eite B ürgerlistengesetz, sow eit es die 
Erfassung der W ahl- und Stim m berechtigten 
regelte, überhaupt aufgehoben, ohne daß an 
dessen Stelle eine andere Regelung getroffen 
wurde.

Die Erfassung der W ahlberechtig ten  für 
die N ationalratsw ahl 1945 erfolgte nach den 
Bestimmungen des V erfassungsgesetzes vom 
19. O ktober 1945 über die erste W ahl des 
N ationalrates, der Landtage und des Ge­
m einderates der Stadt W ien in der befreiten  
Republik Ö sterreich (W ahlgesetz), BGBl. Nr.
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198/1945. Danach w aren die W ahlberechtig ten  
in eigens für diese W ahl anzulegende W äh ler­
verzeichnisse einzutragen. Auch für die N atio ­
nalra tsw ah len  1949, 1953 und 1956 sowie für 
die W ahl des B undespräsidenten  im Jah re  
1951 m ußten auf Grund der N ationalrats- 
W ahlordnung, BGBl. Nr. 129/1949, und des 
Bundesgesetzes vom 16. Jän n er 1951 über die 
W ahl des B undespräsidenten, BGBl. Nr. 42/ 
1951, W ählerverzeichnisse jew eils neu ange­
legt (ad-hoc-W ählerverzeichnisse) und dem 
A uflegungs-, Einspruchs- und B erufungsver­
fahren  unterzogen werden. Die Erfassung der 
Stim m berechtigten bei V olksbegehren und 
V olksabstim m ungen nach der B undesverfas­
sung w urde nicht geregelt, so daß diese v e r­
fassungsrechtlichen Einrichtungen in einer 
rechtlich einw andfreien  W eise nicht durchge­
führt w erden  konnten. Es w urde daher ins­
besondere auch vom Lande V orarlberg  die 
Forderung nach Schaffung einer Einrichtung 
erhoben, die die jederzeitige Durchführung 
von V olksbegehren und V olksabstim m ungen 
in einer rechtlich einw andfreien  W eise e r­
möglicht. D ieser Forderung w urde dann Rech­
nung getragen  und das Stim m listengesetz, 
BGBl. Nr. 271/1956, erlassen. D ieses G esetz 
h a t eine ähnliche Einrichtung geschaffen, wie 
sie seinerzeit nach dem B ürgerlistengesetz die 
B ürgerliste war, nämlich die Stimmlisten. In 
jed er Gem einde w aren für die W ahlen  des 
B undespräsidenten und des N ationalra tes so­
wie für V olksbegehren und V olksabstim m un­
gen nach der B undesverfassung ständige V er­
zeichnisse der W ahl- und Stim m berechtigten 
(Stimmlisten) zu führen. Diese Stim m listen 
w aren  alljährlich neu anzulegen und am 1. Fe­
b ruar eines jeden  Jah res durch zehn Tage zur 
öffentlichen Einsicht aufzulegen, um der Be­
völkerung  G elegenheit zu geben, F eh le in tra­
gungen im W ege eines Einspruchs- und Be­
rufungsverfahrens zu korrig ieren . Diese jä h r­
liche A uflegung der Stim m listen ha tte  unab­
hängig davon zu erfolgen, ob im betreffenden 
Jah r voraussichtlich eine W ahl oder V olksab­
stim m ung oder ein V olksbegehren durchzu­
führen w ar oder nicht. U nbeschadet dieser 
allgem einen A uflegung w aren  für W ahlen und 
A bstim m ungen gesonderte W ählerverzeich­
nisse aufzulegen und ein Einspruchs- und Be­
rufungsverfahren durchzuführen.

Auf Grund der K lagen der G em einden über 
die schwere arbeitsm äßige Belastung, die 
ihnen durch das S tim m listengesetz auferlegt 
w urde, w urde die Erfassung der W ahl- und 
Stim m berechtigten für W ahlen  und A bstim ­
m ungen auf Grund der Bundesverfassung 
durch das W ählerevidenzgesetz, BGBl. Nr.

243/1960, auf eine neue G rundlage gestellt. 
A uf Grund dieses W ählerevidenzgesetzes 
w ird nun die Evidenz der W ahl- und Stimm­
berechtigten für den Bundesbereich in Form 
einer W ählerkarte i, die ständig auf dem lau ­
fenden zu halten  ist, eingerichtet und geführt. 
Die durch das W ählerevidenzgesetz herbeige­
führte N euordnung der Erfassung der W ahl- 
und Stim m berechtigten ha t eine w esentliche 
V erw altungsvereinfachung für die Gem einden 
gebracht. V on der alljährlichen A nfertigung 
und A uflegung der Stim m listen w urde abge­
gangen. In die W ählerkarte i kann  w ährend 
des ganzen Jah res Einsicht genom m en und 
Einspruch erhoben w erden. Die Führung der 
W ählerev idenz in K arteiform  ha t sich bew ährt 
und hat vor allem für die Gem einden eine 
spürbare A rbeitsen tlastung  gebracht.

In ähnlicher W eise wie das Bundesgesetz 
über die W ahlordnung für den N ationalrat, 
BGBl. Nr. 367/1923, die Erfassung der W ahl- 
und Stim m berechtigten für W ahlen und A b­
stim m ungen im Bundesbereich geregelt hat, 
hat das Gesetz über die W ahlordnung für den 
Landtag (Landtagsw ahlordnung), LGBl. Nr. 
59/1923, die Erfassung der W ahl- und Stimm­
berechtigten für W ahlen und A bstim m ungen 
auf Grund der Landesverfassung geregelt. Der 
§ 24 der z itierten  Landtagsw ahlordnung b e ­
stimmte, daß zur Durchführung der W ahlen  in 
den Landtag, eines V olksbegehrens (Art. 15 
und 16 Landesverfassung) oder einer V olks­
abstim m ung (Art. 26 Landesverfassung) in 
allen G em einden des Landes Verzeichnisse 
der W ahlberechtig ten  anzulegen sind, die all­
jährlich nach M aßgabe der Bestim m ungen die­
ses G esetzes richtigzustellen sind. Eine gleiche 
Bestimmung hat die G em eindew ahlordnung, 
LGBl. Nr. 1/1924, für die Erfassung der W ahl­
berechtigten in die G em eindevertretung en t­
halten. D iesen Bestim m ungen w urde durch das 
Landes-Bürgerlistengesetz, LGBl. Nr. 17/1932, 
derogiert. Dieses Gesetz bestim m te nämlich, 
daß der W ahl in den Landtag und in die Ge­
m eindevertretung  sowie den V olksabstim m un­
gen in Landes- und G em eindeangelegenheiten 
V erzeichnisse der W ahl- und Stim m berechtig­
ten (Bürgerlisten) zugrunde zu legen sind. Für 
die A nlegung dieser B ürgerlisten w aren  die 
Bestim m ungen des eingangs bereits zitierten  
zw eiten B ürgerlistengesetzes, BGBl. Nr. 245/ 
1932, sinngem äß anzuw enden. Das Landes- 
B ürgerlistengesetz w urde form ell nicht aufge­
hoben. Den Bestim m ungen dieses G esetzes 
w urde aber auf jeden  Fall durch die Bestim ­
m ungen des IV. H auptstückes der Landtags­
w ahlordnung, LGBl. Nr. 28/1949, und des IV. 
H auptstückes der G em eindew ahlordnung,
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LGBl. Nr. 10/1950, derogiert. Der § 23 der 
Landtags W ahlordnung 1949 stim m t wörtlich 
mit dem § 24 der Landtags W ahlordnung 1923 
überein. Zur D urchführung von W ahlen  in den 
Landtag, eines V olksbegehrens oder einer 
V olksabstim m ung sind som it V erzeichnisse 
der W ahl- und S tim m berechtigten anzulegen, 
die am 1. Februar eines jeden  Jah res durch 
14 Tage zur öffentlichen Einsicht aufzulegen 
sind. D aran schließt ein Einspruchs- und Be­
rufungsverfahren  an, nach dessen Abschluß 
die W ählerverzeichnisse abzuschließen sind. 
Eine analoge Bestim m ung en thält die Ge­
m eindew ahlordnung 1950 für die Erfassung 
der W ahlberechtig ten  in die G em eindevertre­
tung. Die landesrechtlichen Bestim m ungen 
über die Erfassung der W ahl- und Stimm­
berechtigten sind seither im w esentlichen un­
verändert geblieben. Bem erkt w ird noch, daß 
die Landtagsw ahlen 1945 auf Grund der Be­
stim m ungen des bere its zitierten, als V erfas­
sungsgesetz erlassenen  W ahlgesetzes, BGBL 
Nr. 198/1945, durchgeführt w urden.

V olksbegehren und V olksabstim m ungen 
sind durch die Landesverfassung geschaffene 
Einrichtungen der unm itte lbaren  Dem okratie. 
Die Ermöglichung der D urchführung solcher 
V olksbegehren und V olksabstim m ungen ge­
hört zu den u re igensten  A ufgaben der Durch­
führung der Landesverfassung. Der V orarlber­
ger Landtag h a t daher in dem Bestreben, die 
unm ittelbare D em okratie zu fördern, schon 
bald nach W iedererlangung  der Selbständig­
keit im Jah re  1945 durch entsprechende Be­
stim m ungen in der Landes W ahlordnung 1949 
dafür Sorge getragen, daß die W ahl- und 
Stim m berechtigten in jed er Zeit greifbaren  
V erzeichnissen erfaßt sind und dadurch die 
Durchführung von  V olksbegehren  und V olks­
abstim m ungen jederzeit möglich ist. Der Bund 
ist diesem  Beispiel im Jah re  1956 gefolgt und 
ha t im bereits e rw ähnten  Stim m listengesetz 
für seinen Bereich ähnliche Bestim m ungen e r­
lassen. Im Jah re  1960 h a t der Bund dann die 
Erfassung der W ahl- und Stim m berechtigten 
für W ahlen  und A bstim m ungen im Bundes­
bereich neu geordnet und verbessert.

N eben der V erpflichtung zur Führung der 
W äh lerkarte i nach den Bestim m ungen des 
W ählerev idenzgesetzes für W ahlen  und A b­
stim m ungen im Bundesbereich sind die Ge­
m einden auf Grund der Bestim m ungen der 
Landtagsw ahlordnung, LGBl. Nr. 28/1959, und 
der G em eindew ahlordnung, LGBl. Nr. 10/1950, 
in der Fassung LGBl. Nr. 10/1955, verpflichtet, 
jährlich V erzeichnisse der W ahlberechtig ten  
zum Landtag, die gleichzeitig auch stim m be­
rechtigt für V olksbegehren und V olksabstim ­

m ungen nach der L andesverfassung sind, so­
wie V erzeichnisse der Bürger der Gem einde 
anzulegen und zu führen. Diese W äh lerv er­
zeichnisse sind am 1. Februar eines jeden  Ja h ­
res durch zehn Tage bzw. zwei W ochen in 
einem  allgem ein zugänglichen A m tsraum  zur 
öffentlichen Einsicht aufzulegen. D aran schließt 
sich jew eils ein Einspruchs- und B erufungsver­
fahren, nach dessen B eendigung die W äh ler­
verzeichnisse abzuschließen sind. Durch diese 
jährliche A nlegung und A uflegung der W äh­
lerverzeichnisse sind die G em einden aber 
nicht von der V erpflichtung entbunden, aus 
Anlaß einer W ahl zum Landtag oder in die 
G em eindevertretung die W ählerverzeichnisse 
neu an- und aufzulegen. Die jährliche An- und 
A uflegung der W ählerverzeichnisse ste llt eine 
große arbeitsm äßige Belastung der G em einde 
dar. W ie d ie  G em einden auf G rund lang jäh­
riger Erfahrung übereinstim m end berichtet h a ­
ben, machen von der M öglichkeit zur Einsicht­
nahm e in die jährlich aufzulegenden W äh ler­
zeichnisse w eder die W ahlberechtig ten  selbst 
noch die politischen P arteien  Gebrauch. Der 
praktische W ert d ieser A rbeit s teh t daher in 
keinem  V erhältn is zu dem dam it verbundenen  
V erw altungsaufw and. Der V orarlberger Ge­
m eindeverband ha t daher w iederholt die A uf­
hebung der Verpflichtung zur jährlichen An- 
und A uflegung der W ählerverzeichnisse an­
geregt.

Eine gänzliche A uflassung der ständigen 
V erzeichnisse der W ahl- und Stim m berechtig­
ten ist aber nicht möglich, w eil auch für V olks­
begehren, V olksabstim m ungen und V olksbe­
fragungen V orsorge getroffen w erden  muß, 
die nicht w ie W ahlen zu bestim m ten Term inen 
abgehalten  w erden, sondern jederzeit, also 
auch zu Zeiten, in denen keine W ahl v o rge­
sehen ist, sta ttfinden  können. A ußerdem  m üs­
sen U nterlagen vorhanden  sein, auf Grund 
deren die W ählerverzeichnisse anläßlich von 
W ahlen und A bstim m ungen angefertig t w er­
den können.

Durch den vorliegenden  Entw urf eines 
W ählerkarte igesetzes soll nun  die Erfassung 
der W ahl- und Stim m berechtigten für W ahlen 
zum Landtag und für V olksbegehren und 
V olksabstim m ungen nach der Landesverfas­
sung sowie der Bürger neu  geordnet und da­
mit in A nlehnung an die Bestim m ungen des 
W ählerevidenzgesetzes, BGBl. Nr. 243/1960, 
eine w esentliche V erw altungsvereinfachung 
für die G em einden herbeigeführt w erden.

Dieser G esetzentw urf sieht auch vor, daß 
die W ahlberechtig ten  für W ahlen  und A bstim ­
m ungen im Bundesbereich, die W ahlberechtig-
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ten für W ahlen und A bstim m ungen auf Grund 
der Landesverfassung und die Bürger der G e­
m einde in einer einheitlichen W äh lerkarte i e r­
faßt w erden können. Dabei ist von der T at­
sache auszugehen, daß w ohl jed er Bürger der 
G em einde auch für W ahlen zum Landtag 
w ahlberechtigt ist, nicht aber jeder W ahl­
berechtigte zum Landtag zugleich Bürger der 
G em einde ist. Dies hängt m it der Bestimmung 
des § 18 der G em eindew ahlordnung, die ihre 
verfassungsrechtliche G rundlage im Art. 7 der 
Landesverfassung und im Art. 117 des Bundes­
verfassungsgesetzes hat, zusammen, daß vom 
W ahlrecht in die G em eindevertretung  ausge­
schlossen ist, w er sich am Tage der W ah laus­
schreibung noch nicht ein Jah r in der Ge­
m einde aufhält, w enn der A ufenthalt offen­
sichtlich nur vorübergehend  ist. Der Kreis der 
W ahlberechtig ten  für W ahlen  zum Landtag 
kann somit größer sein als der Kreis der Bür­
ger der Gemeinde. Es ist aber nicht notw endig, 
gesonderte W äh lerkarte ien  für die Bürger und 
für die zum Landtag w ahlberechtig ten  P er­
sonen anzulegen. Es genügt, w enn die K artei­
karten  von den für W ahlen zum Landtag w ahl­
berechtigten Personen, die nicht zugleich auch 
Bürger der G em einde sind, deutlich u n te r­
scheidbar gekennzeichnet w erden. Damit ist 
die Trennung dieser beiden K ategorien von 
W ahlberechtig ten  gegeben. Auf Grund der 
V erfassungsbestim m ung des § 22 der N ational­
ratsw ahlordnung 1962 und der Bestim m ungen 
der §§ 20 und 21 der L andtagsw ahlordnung 
1959 in V erbindung mit Art. 7 der L andesver­
fassung sind die W ahlberechtig ten  für W ahlen 
zum Landtag und die im Lande w ohnhaften 
W ahlberechtig ten  für W ahlen  zum N ational­
rat, welche auf Grund der Bestim m ungen des 
W ählerev idenzgesetzes erfaßt sind, identisch. 
Die Evidenz der W ahlberechtig ten  zum N atio­
n a lra t kann daher auch als W äh lerkarte i d ie­
nen.

Der § 2 Abs. 3 des Entwurfes sieht vor, daß 
der B ürgerm eister anordnen kann, daß die 
nach bundesrechtlichen Bestim m ungen ge­
führte Evidenz der W ahlberechtig ten  zum N a­
tionalra t als W ählerkarte i im Sinne dieses Ge­
setzes verw endet wird, sow eit sie den Be­
stim m ungen dieses G esetzentw urfes en t­
spricht. Die Erfassung der W ahlberechtig ten  
zum N ationalrat erfolgt in der durch das b e­
reits zitierte  W ählerev idenzgesetz geschaffe­
nen „Evidenz der W ahl- und Stim m berechtig­
ten  (W ählerevidenz)", die als V erzeichnis der 
Stim m berechtigten bei V olksbegehren und 
V olksabstim m ungen auf Grund der Bundes­
verfassung sowie als G rundlage für die vor 
einer W ahl des B undespräsidenten oder des

N ationalrates anzulegenden W ählerverzeich­
nisse dient. Da die auf Grund des W äh ler­
evidenzgesetzes geschaffene W ählerevidenz 
des Bundes den Bestim m ungen dieses G esetz­
entw urfes entspricht, dürfte jeder B ürgerm ei­
ster aus G ründen der Zweckm äßigkeit und 
K ostenersparnis von der M öglichkeit, die 
W ählerev idenz auch als W ählerkarte i im 
Sinne dieses G esetzentw urfes zu verw enden, 
Gebrauch machen.

Im Zuge des B egutachtungsverfahrens hat 
das B undeskanzleram t-V erfassungsdienst v e r­
fassungsrechtliche Bedenken in der Richtung 
vorgebracht, daß durch diesen G esetzentw urf, 
insbesondere durch dessen §§ 2 Abs. 3 und 3 
Abs. 2 Bestim m ungen über die inhaltliche Ge­
staltung  der bundesrechtlich geregelten  W äh­
lerevidenz getroffen und dam it in die Kom pe­
tenz des Bundes eingegriffen wird, und w eiter, 
daß es unmöglich sei, scharf zwischen dem 
übertragenen  und dem eigenen W irkungsbe­
reich zu unterscheiden, wodurch die im zw ei­
ten Satz des Art. 118 Abs. 2 B.-VG. geforderte 
ausdrückliche Kennzeichnung der A ngelegen­
heiten  des eigenen W irkungsbereiches der 
G em einde im gegebenen Zusam m enhang aus­
geschlossen sei.

Diese B edenken w erden von der Landes­
regierung nicht geteilt. A uf Grund der Be­
stim m ungen des § 2 Abs. 3 des vorliegenden 
Entwurfes kann eine Einrichtung des Bundes 
auch für Zwecke der Landesvollziehung m it­
verw endet w erden. Eine solche M itverw en­
dung einer bundesgesetzlich geregelten  Ein­
richtung der Gem einde für Zwecke der Lan­
desvollziehung ist w eder durch ein V erfas­
sungsgesetz noch durch ein einfaches Bundes­
gesetz ausgeschlossen und daher zulässig.

Durch die Bestimmung des § 3 Abs. 2 w ird 
in die inhaltliche G estaltung der W äh lerev i­
denz nicht eingegriffen. Es w erden dadurch 
die Bestim m ungen über die W ählerev idenz 
w eder abgeändert noch ergänzt. Der Inhalt 
und die Form der W ählerev idenz w ird durch 
die besondere Kennzeichnung der K arte ikar­
ten  von Personen, die nicht auch Bürger der 
G em einde sind, nicht geändert. Eine Ergän­
zung etw a in der Form, daß an den besonders 
zu kennzeichnenden K arteikarten  sogenannte 
R eiter angebracht oder diese m it einem  ande­
ren Kennzeichen versehen  w erden, berüh rt die 
W ählerev idenz überhaupt nicht, sondern 
lediglich die auf der W ählerev idenz auf­
bauende W ählerkarte i. Ob jene W ahlberech­
tig ten  zum Landtag, die nicht zugleich auch 
Bürger sind, in einer gesonderten  Liste oder 
K artei oder dadurch erfaßt w erden, daß ihre
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K arteikarte  in der L andtagsw ählerkarte i (ist 
gleichzeitig auch W ählerevidenz) mit einem  
Reiter oder einem  anderen Kennzeichen v e r­
sehen wird, ist rechtlich irre levant, w enn da­
mit nicht gegen bundesgesetzliche Bestim­
m ungen verstoßen  wird.

Die A nlegung der L andtagsw ählerkartei 
obliegt dem B ürgerm eister im übertragenen  
W irkungsbereich (Art. 119 Abs. 2 B.-VG. in 
V erbindung m it § 1 Abs. 1 des Entwurfes). Die 
A nlegung der B ürgerkartei obliegt ebenfalls 
dem B ürgerm eister aber im eigenen W ir­
kungsbereich (Art. 118 Abs. 2 B.-VG. in V er­
bindung m it § 1 Abs. 1 und § 13 des Ent­
wurfes). W enn nun der Bürgerm eister eine 
K arteikarte anlegt, faßt er jew eils zw ei bzw. 
w enn gleichzeitig die A nlegung der W äh ler­
evidenz im übertragenen  W irkungsbereich des 
Bundes erfolgt, drei Beschlüsse, und zwar 
einen im eigenen W irkungsbereich (Bürger­
kartei) und einen bzw. zwei im übertragenen  
W irkungsbereich (L andtagsw ählerkartei bzw. 
W ählerevidenz). Nach außen w ird diese T at­
sache nur dann sichtbar, w enn eine bestim m te 
Person in die Landtagsw ählerkartei, nicht 
aber in die B ürgerkartei aufzunehm en ist, und 
zwar durch die besondere Kennzeichnung der 
K arteikarte d ieser Person, z. B. durch einen 
Reiter. Es ist daher möglich, zwischen dem 
übertragenen  und dem  eigenen W irkungsbe­
reich der Gem einde zu unterscheiden, w enn 
auch optisch die B ürgerkartei und die Land­
tagsw ählerkarte i in einer einzigen K artei zu­
sam m engefaßt sind. Daß es in W irklichkeit 
zwei K arteien  sind, erg ib t sich auch k lar aus 
der Bestimmung des § 13 Abs. 2 des E ntw ur­
fes, wonach in der dem Bürgerm eister üb er­
geordneten  Instanz verschiedene W ahlbehör­
den zur Entscheidung zuständig sind, je  nach­
dem, ob es sich um eine Entscheidung handelt, 
die die Eigenschaft einer Person als Bürger 
oder nur als L andtagsw ähler berührt.

Der große V orteil, den die Regelung dieses 
G esetzentw urfes vorsieht, liegt vor allem 
darin, daß nunm ehr anstelle  von drei W äh ler­
verzeichnissen (W ählerevidenz, Verzeichnis 
der L andtagsw ähler und V erzeichnis der Bür­
ger der Gemeinde) eine einheitliche W äh ler­
karte i tritt, die nicht jährlich neu angefertigt 
w erden muß, sondern als ständige K artei ge­
führt wird. D araus ergib t sich eine w esentliche 
A rbeitsen tlastung  und K ostenersparnis für die 
Gem einden. Für die V erzeichnung der W ahl­
berechtigten für W ahlen  zum Landtag und der 
Bürger en tstehen  den Gem einden kaum  Ko­
sten, weil ja  die W ählerev idenz für diesen 
Zweck herangezogen w erden  kann. Der V or­

teil gegenüber dem bisherigen  jährlich anzu­
fertigenden und aufzulegenden W äh lerv er­
zeichnis liegt w eiter darin, daß sie bei rich­
tiger Führung den jew eils le tz ten  Stand der 
W ahl- und Stim m berechtigten enthält, was 
beim  W ählerverzeichnis, das m it Stichtag 
31. D ezem ber des V orjahres anzulegen ist, 
nicht der Fall ist. Die W äh lerkarte i erm öglicht 
daher jederzeit die A nlegung von W äh lerv er­
zeichnissen anläßlich von W ahlen  zum Land­
tag und in die G em eindevertretung  sow ie von 
V olksabstim m ungen und V olksbefragungen 
und die Ü berprüfung der Berechtigung zur A n­
tragstellung  auf D urchführung von V olksbe­
gehren, V olksabstim m ungen und V olksbefra­
gungen und der Stim m berechtigung bei V olks­
begehren. Eine A nfertigung und A uflegung 
eines gesonderten  W ählerverzeichnisses hat 
nur dann zu erfolgen, w enn W ahlen in den 
Landtag oder in die G em eindevertretung  oder 
V olksabstim m ungen oder V olksbefragungen 
durchzuführen sind. Die V erzeichnisse der 
W ahl- und Stim m berechtigten in K arteiform  
ha t ferner den V orteil, daß bei Ä nderungen 
der W äh lerkarte i zufolge Zuzug, W egzug, 
V erlust des W ahlrechtes usw. die en tsp re­
chende K arteikarte  leicht eingefügt bzw. aus­
geschieden w erden kann. N eben den sehr ins 
Gewicht fallenden V orteilen, die die N eurege­
lung gegenüber der b isherigen  Regelung auf­
weist, darf aber auch ein gew isser Nachteil 
nicht übersehen  w erden. D ieser Nachteil liegt 
darin, daß einzelne K arte ikarten  leichter v e r­
loren gehen können und die M öglichkeit, K ar­
te ikarten  vorschriftsw idrig zu en tfernen  oder 
auszutauschen, eher gegeben ist. D ieser Nach­
teil w ird aber durch die geschilderten V orteile  
bei w eitem  aufgehoben, zumal im Einspruchs­
verfahren  derlei M anipulationen zeitgerecht 
en tgegengetreten  w erden kann.

Die Regelung der Erfassung der W ahl­
berechtig ten  zum Landtag und in die Ge­
m eindevertretung  und der Stim m berechtigten 
bei V olksbegehren und V olksabstim m ungen 
des Landes sowie bei V olksabstim m ungen und 
V olksbefragungen der G em einden fällt als 
eine A ngelegenheit des Art. 15 B.-VG, in Ge­
setzgebung und in V ollziehung in die Z ustän­
digkeit des Landes.

Im einzelnen wird bemerkt:
Zum Titel:

Das W ählerevidenzgesetz, BGBl. Nr. 243/ 
1960, regelt die Erfassung der W ahlberechtig­
ten  für W ahlen des B undespräsidenten  und 
zum N ationalrat und der Stim m berechtigten
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für V olksbegehren und V olksbefragungen 
nach dem Bundes-V erfassungsgesetz, w ährend 
durch den vorliegenden  G esetzentw urf die Er­
fassung der W ahlberechtig ten  für W ahlen  zum 
Landtag und in die G em eindevertretung  sowie 
der Stim m berechtigten für V olksbegehren  und 
V olksabstim m ungen nach der L andesverfas­
sung und V olksabstim m ungen und V olksbe­
fragungen nach dem G em eindegesetz geregelt 
w erden soll. Lfm eine V erw echslung der be i­
den G esetze zu verm eiden, w urde bew ußt der 
T itel „Gesetz über die W ahl- und Stim m be­
rechtig tenkartei (W ählerkarteigesetz)" ge­
wählt. Gleichzeitig w ird durch diesen Titel 
zum A usdruck gebracht, daß die Erfassung 
der W ahl- und Stim m berechtigten für W ahlen 
und A bstim m ungen im Landes- und G em einde­
bereich in Form einer K artei zu erfolgen hat.

Zu § 1:

Bürger der Gem einde sind nach § 7 des 
G em eindegesetzes jene  E inw ohner der G e­
meinde, die das ak tive W ahlrecht zur Ge­
m eindevertretung  besitzen. Diese Personen 
sind auch bei V olksabstim m ungen und V olks­
befragungen nach den Bestim m ungen der §§ 20 
und 21 des G em eindegesetzes stim m berech­
tigt. W er nun im einzelnen diesem  Personen­
kreis angehört, erg ib t sich aus den Bestim ­
m ungen des § 3 dieses G esetzentw urfes in 
V erbindung m it den §§ 20 und 21 der Land­
tagsw ahlordnung 1959 und den §§ 17 und 18 
der G em eindew ahlordnung.

Nach den Bestim m ungen der Landtags­
w ahlordnung 1959 und der G em eindew ahlord- 
nung 1950 in der geltenden Fassung sind für 
die Durchführung einer W ahl zum Landtag 
oder in die G em eindevertretung  jew eils W äh­
lerverzeichnisse anzufertigen und aufzulegen. 
D asselbe hat nach den Bestim m ungen des in 
Kürze zur V ersendung gelangenden Entwurfes 
eines V olksabstim m ungsgesetzes auch für die 
Durchführung von V olksabstim m ungen und 
V olksbefragungen zu geschehen. Dabei h a t die 
W äh lerkarte i die G rundlage für die A nlegung 
dieser W ählerverzeichnisse zu bilden. Ferner 
ha t nach den Bestim m ungen des erw ähnten  
G esetzentw urfes die W äh lerkarte i zu dienen 
für die Feststellung der Berechtigung zur A n­
tragstellung  auf D urchführung von V olks­
begehren, V olksabstim m ungen und V olks­
befragungen sowie als V erzeichnis der Stimm­
berechtigten. Dies ist möglich, weil, w ie im 
allgem einen Teil d ieser E rläuterungen bereits 
ausgeführt w urde, die W äh lerkarte i bei rich­
tiger Führung den jew eils letzten  Stand der 
W ahl- und Stim m berechtigten ausw eisen muß.

Zu § 2:
In Abs. 1 sind lediglich jene A ngaben an­

geführt, welche eine K arteikarte  unbedingt 
en thalten  muß. Die K arteikarte ist durch w ei­
tere A ngaben zu ergänzen, sow eit solche für 
die Durchführung von W ahlen und A bstim ­
m ungen erforderlich sind. In der Spalte für 
A nm erkungen w ird beispielsw eise die fo rtlau ­
fende Zahl anzuführen sein, un ter der ein 
Stim m berechtigter bei einem  V olksbegehren 
in die E intragungsliste eingetragen  w urde. Als 
K artei sind, da insbesondere in S tädten  und 
größeren Gem einden mit m aschinellen A n­
lagen gearbeite t w ird und die W ahl- und 
Stim m berechtigten in sogenannten „Platteien" 
aufgenom m en w erden, auch diese P latte ien  zu 
verstehen.

In A nlehnung an die Bestim m ungen des 
§ 1 Abs. 2 und 3 des W ählerevidenzgesetzes 
soll nach Abs. 2 die Gem einde selbst bestim ­
men können, ob die W äh lerkarte i nach H aus­
num m ern (W ohnung), S traßen und O rtsteile  
oder nach dem N am ensalphabet der W ahl- und 
Stim m berechtigten angelegt wird. W enn die 
G em einde in W ahlsprengel e ingeteilt ist, ist 
die W äh lerkarte i auch nach W ahlsprengeln  
anzulegen.

Zu § 3:
W er zum Landtag ak tiv  w ahlberechtigt ist, 

erg ib t sich aus Art. 7 der Landesverfassung 
und den §§ 20 und 21 der Landtagsw ahlord­
nung.

W ie im allgem einen Teil der E rläuterungen 
dargelegt w urde, sind nach der derzeitigen 
Rechtslage die W ahlberechtig ten  für W ahlen 
zum N ationalra t identisch mit den W ahl­
berechtigten für W ahlen zum Landtag. Es 
könnte aber der Fall ein treten, daß durch eine 
G esetzesänderung die Bedingungen für das 
ak tive W ahlrecht für die W ahlen zum Landtag 
w eitergezogen w erden als für das W ahlrecht 
zum N ationalrat. In diesem  Falle w äre der 
Personenkreis der W ahlberechtig ten  für W ah­
len zum Landtag größer als der der W ahlbe­
rechtigten für W ahlen zum N ationalrat. Die 
K arteikarten  jen er Personen, die nur für W ah­
len zum Landtag w ahlberechtigt w ären, m üß­
ten  daher besonders gekennzeichnet w erden. 
Eine besondere K ennzeichnung m üßte auch 
dann vorgenom m en w erden, w enn auf Grund 
eines Einspruchs- oder B erufungsverfahrens 
eine Person in die W ählerev idenz des Bundes 
aufgenom m en oder aus dieser ausgeschieden 
w urde, ohne daß diese Ä nderung in der W äh­
lerkarte i gemäß den Bestim m ungen dieses Ge­
setzentw urfes durchgeführt wurde.
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Zu § 4:
Durch die A usnahm e des § 5 w erden Ä nde­

rungen der W äh lerkarte i zufolge von W ohn­
sitzverlegungen erm öglicht und durch den 
z itierten  § 12 Abs. 1 w ird sichergestellt, daß 
alle Um stände, die geeignet sind, eine Ä nde­
rung in der W äh lerkarte i zu bew irken, -von 
Amts w egen berücksichtigt w erden können. 
Ein form eller Einspruch gegen die W äh lerk ar­
tei w ird daher nur dann erforderlich sein, 
w enn die Gem einde nicht schon auf Grund 
der §§ 5 und 12 Abs. 1 die A ufnahm e oder 
A usscheidung einer Person vornim m t, d. h. 
in Fällen, in denen  die G em einde der Ansicht 
ist, daß dem Begehren auf A ufnahm e oder 
A usscheidung einer Person m angels Vorlie- 
gens der gesetzlichen V oraussetzungen nicht 
sta ttzugeben  ist. Die Zahl der form ellen Ein­
sprüche w ird daher sehr gering sein.

Zu § 5:
Durch diese Bestimmung sollen einerseits 

eine lückenlose Erfassung der W ahl- und 
Stim m berechtigten gew ährleiste t und anderer­
seits doppelte E intragungen verm ieden w er­
den.

Die G em einde w ird die A usfüllung und 
V orlage eines W ähleran lageb la ttes nur dann 
verlangen, w enn sie nicht auf andere W eise 
K enntnis von den erforderlichen D aten erhält. 
Ein W äh leran lageb la tt w ird daher auszufüllen 
und vorzulegen sein, w enn eine Person nur 
als w ahlberechtigt für W ahlen  in den Landtag 
aufzunehm en sein wird. Diesbezüglich darf 
auf die E rläuterungen zu § 3 verw iesen  w er­
den. In der Regel w erden die erforderlichen 
D aten der Gem einde schon auf G rund des von 
den W ahl- und Stim m berechtigten nach den 
Bestim m ungen des W ählerev idenzgesetzes 
des Bundes vorzu legenden  W ählerev idenz­
b lattes bekann t sein. Das W ähleran lageb la tt 
ist nach dem M uster der A nlage herzustellen. 
W enn es den einzelnen G em einden auch frei­
steht, W äh leran lageb lä tte r selbst herzustellen  
oder drucken zu lassen, w ird es doch zweck­
m äßig sein, daß sie einheitlich etw a durch den 
G em eindeverband aufgelegt w erden.

Zu § 6:
D ieser Paragraph  sieht vor, daß von Zeit 

zu Zeit auch eine allgem eine A ufnahm e der 
W ahl- und Stim m berechtigten vorgenom m en 
w erden kann. Solche allgem eine A ufnah­
men dienen vor allem  K ontrollzwecken. W enn 
die W äh lerkarte i aber richtig geführt wird, 
w erden solche allgem eine A ufnahm en kaum  
notw endig w erden.

Zu § 7:

Die W äh lerkarte i soll eine auf dem laufen­
den gehaltene ständige Übersicht über die 
W ahl- und Stim m berechtigten darstellen. Es 
soll sich daher jed er von  der R ichtigkeit und 
V ollständigkeit der W äh lerkarte i überzeugen 
können. W ählerg ruppen  haben naturgem äß 
ein besonderes In teresse an der W ählerkarte i. 
D aher soll die M öglichkeit geschaffen w erden, 
daß diese W ählergruppen  in den Besitz von 
Abschriften der W äh lerkarte i gelangen kön­
nen. Eine gleiche Bestim m ung ist auch im § 3 
Abs. 1 des W ählerev idenzgesetzes enthalten.

Zu § 8:

M an muß sich vor A ugen halten , daß die 
W äh lerkarte i eigentlich zwei K arteien  enthält, 
nämlich die B ürgerkartei und die Landtags­
w äh lerkartei. W eil aber jed er Bürger zugleich 
auch L andtagsw ähler ist, nicht aber jed er 
Landtagsw ähler zugleich auch Bürger, muß im 
Einspruch angegeben w erden, ob die A uf­
nahm e einer Person als Bürger oder nur als 
W ahlberechtig ter zum Landtag bzw. die A us­
scheidung einer Person nur als Bürger oder 
auch als W ahlberechtig ter zum  Landtag b e ­
gehrt wird. Um nicht in einen  unnotw endigen 
Form alism us zu verfallen, sieh t der Entwurf 
vor, daß der Einspruch auch dann gültig ist, 
w enn die im ersten  Satz des Abs. 2 geforder­
ten A ngaben fehlen. In diesem  Fall ist der Ein­
spruch eben so zu behandeln, als ob er sich 
auf die Eigenschaft e iner Person als Bürger 
und als W ahlberechtig ter zum Landtag b e­
zieht. W enn die A ufnahm e als Bürger begehrt 
und diesem  V erlangen sta ttgegeben  wird, ist 
dam it auch entschieden, daß der Betroffene 
zum Landtag w ahlberechtigt ist. In gleicher 
W eise ist, w enn die A usscheidung einer P er­
son nicht ausdrücklich nur als Bürger begehrt 
und diesem  V erlangen sta ttgegeben  wird, da­
m it entschieden, daß die betreffende Person 
sowohl als Bürger als auch als W ahlberechtig­
ter zum Landtag aus der W äh lerkarte i auszu­
scheiden ist. Falls gemäß § 2 Abs. 3 die W äh­
lerevidenz auch als W äh lerkarte i verw endet 
wird, w ird jew eils zu prüfen sein, ob ein Ein­
spruch nach den Bestim m ungen dieses G esetz­
entw urfes oder ein solcher gem äß den Bestim­
m ungen des W ählerev idenzgesetzes des Bun­
des erhoben w urde. W enn der Einspruch nach 
den Bestim m ungen des W ählerev idenzgeset­
zes eingebracht und dem  Einspruch s ta ttge­
geben w urde, w ird eine solche Entscheidung 
in der Regel Anlaß für eine am tsw egige Ä nde­
rung der W äh lerkarte i gemäß § 12 dieses Ge­
setzentw urfes sein.
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Zu § 9:
H ier w ird der im AVG. 1950 verankerte  

G rundsatz des Parte iengehörs übernom m en. 
Parte iste llung  kom m t sowohl jenen  Personen 
zu, die Einspruch oder Berufung erhoben h a ­
ben, als auch jenen  Personen, gegen deren A uf­
nahm e oder N ichtaufnahm e in die W äh ler­
karte i ein Rechtsm ittel erhoben w urde.

Zu §§ 10 und 11:
Diese beiden P aragraphen  regeln  das Be­

rufungsverfahren. Der § 11 ist dem § 9 nach­
gebildet.

Zu § 12:
Die W äh lerkarte i soll eine auf dem laufen­

den gehaltene ständige Ü bersicht über die 
W ahl- und Stim m berechtigten darstellen . Da­
her soll eine Berichtigung auch dann durch­
geführt w erden, w enn die Richtigkeit und 
V ollständigkeit der W äh lerkarte i nicht ange- 
fochten wird, aber nichtstrittige Um stände b e ­
kann t w erden, die geeignet sind, eine Ä nde­
rung der W äh lerkarte i zu bew irken. Bei den 
von der G em einde durchzuführenden amts- 
w egigen Ä nderungen w ird es sich vornehm lich 
um solche w egen Ä nderung in der W ohn­
anschrift, N am ensänderungen, Erreichung des 
W ahla lters  und dgl. m. handeln. Eine amts- 
w egige Ä nderung der W äh lerk arte i m üßte in 
der Regel aber durchgeführt w erden, w enn 
auf Grund eines Einspruches gegen die W äh­
lerevidenz nach bundesrechtlichen V orschrif­
ten  eine Ä nderung in der W ählerev idenz 
erfolgt. In diesem  Falle b esteh t die amts- 
w egige Ä nderung darin, daß die Ä nde­
rung der W ählerev idenz entsprechend der Ent­
scheidung über den Einspruch durchgeführt 
wird, ohne daß die betreffende K arteikarte  
gemäß den Bestim m ungen des § 3 Abs. 2 zw ei­
te r Satz von den übrigen K arte ikarten  deutlich 
unterscheidbar gekennzeichnet wird. Die Be­
stim m ung des Abs. 2 ist aber zu beachten. Der 
B ürgerm eister kann  allerd ings der Ansicht 
sein, daß trotz der Ä nderung der W äh lerev i­
denz eine Ä nderung in der W äh lerkarte i nicht 
durchzuführen ist, w eil er die Entscheidung 
der nach dem  W ählerev idenzgesetz  zuständi­
gen Behörde als rechtlich verfeh lt ansieht. In 
diesem  Falle könnte eine Ä nderung der W äh­
le rk arte i nu r auf G rund eines Einspruchs- und 
B erufungsverfahrens gemäß den §§ 8 bis 11 
dieses G esetzentw urfes durchgeführt w erden. 
H ier käm e die Bestimmung des § 3 Abs. 2 
zw eiter Satz zum Tragen.

Zu § 13:
Bei der V ollziehung dieses G esetzes h an ­

delt es sich in erster Linie um die Entscheidung

über Rechtsfragen. Für ein Erm essen bleibt 
kein Spielraum. Es erscheint daher zweck­
mäßig, die nach diesem  Gesetz der Gem einde 
im eigenen W irkungsbereich obliegenden A uf­
gaben dem B ürgerm eister und nicht dem Ge­
m eindevorstand zu übertragen. Nach den Be­
stim m ungen der G em eindew ahlordnung fällt 
die A ufgabe der A nlegung der W äh lerkarte i 
anläßlich von W ahlen in die G em eindevertre­
tung ebenfalls in die Zuständigkeit des Bür­
germ eisters. Soweit die A nlegung und Füh­
rung der W ählerkarte i und der W äh lerv er­
zeichnisse anläßlich von W ahlen  im ü b e rtra ­
genen W irkungsbereich zu erfolgen haben  
(W ählerevidenzgesetz des Bundes, N ational­
ratsw ahlordnung, Landtagsw ahlordnung), ist 
hiezu schon gemäß Art. 119 Abs. 2 B.-VG. der 
Bürgerm eister berufen.

Auf Grund der Bestim m ungen des Art. 118 
Abs. 2 B.-VG. w ird im Abs. 3 in Ü bereinstim ­
m ung mit § 16 GG. vorgesehen, daß die der 
G em einde hinsichtlich der Bürger obliegenden 
A ufgaben in den eigenen W irkungsbereich 
der Gem einde fallen. V erfassungsrechtliche 
G ründe (Art. 118 Abs. 2 und 3 Z. 1 B.-VG.) 
w aren  auch für die Bestimmung des Abs. 2 
m aßgebend. W enn nach dem vorliegenden 
G esetzentw urf Entscheidungen zu treffen sind, 
die sich auf die Eigenschaft von Personen als 
Bürger beziehen, fallen solche Entscheidungen 
in den eigenen W irkungsbereich der Ge­
m einde und können daher, sow eit nicht über­
örtliche W ahlbehörden  zuständig sind, nur 
von W ahlbehörden  getroffen w erden, die Ge­
m eindeorgane sind. Gemeindliche W ahlbehör­
den sind w ohl die für die Durchführung von 
W ahlen in die G em eindevertretung zuständi­
gen G em eindew ahlbehörden, nicht aber die 
für die Durchführung von W ahlen zum Land­
tag zuständigen G em eindew ahlbehörden. 
Diese le tz teren  G em eindew ahlbehörden sind 
als Landesbehörden anzusehen.

W ahlbehörden  w erden nach dem vo rlie ­
genden G esetzentw urf nur im Rahmen des 
Einspruchs- und B erufungsverfahrens tätig. 
W enn sie zu entscheiden haben, beziehen sich 
solche Entscheidungen grundsätzlich prim är 
immer auf die Eigenschaft von Personen als 
Bürger. Zur Entscheidung in erster Instanz 
können daher in der Regel nur die nach den 
Bestim m ungen der G em eindew ahlordnung er­
richteten G em eindew ahlbehörden zuständig 
sein. N ur ausnahm sw eise w ird durch derartige 
Entscheidungen die Eigenschaft von Personen 
als Bürger nicht berührt, und zwar dann, w enn 
über Begehren auf A ufnahm e einer Person in 
die W äh lerkarte i nur als W ahlberechtig ter 
zum Landtag oder über B egehren auf Aus-
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Scheidung einer Person aus der W ählerkarte i, 
die in dieser nur als zum Landtag w ahlberech­
tigt aufgenom m en ist, abzusprechen ist. N ur in 
diesen Fällen sind die nach den Bestim m ungen 
der L andtagsw ahlordnung errichteten  und als 
Landesbehörden zu qualifizierenden Ge­
m eindew ahlbehörden zur Entscheidung zu be­
rufen.

Zu § 14:
Gemäß Art. II Abs. 2 EGVG. 1950 haben 

die W ahlbehörden die V erw altungsverfahrens­
gesetze nicht anzuw enden. Die V erw altungs­
verfahrensgesetze finden gemäß Art. II Abs. 6 
lit. b EGVG. in A ngelegenheiten  der Durch­
führung von  W ahlen zu den Landtagen und zu 
allen anderen allgem einen V ertre tungskör­
pern, der D urchführung von V olksbegehren 
und der V olksabstim m ungen auf Grund der 
Landesverfassung aber auch dann keine A n­
w endung, w enn zur V ollziehung Behörden be­
rufen sind, die die V erw altungsverfahrens­
gesetze gemäß Art. 2 Abs. 2 EGVG. 1950 
grundsätzlich anzuw enden haben, das heiß t 
also, daß die V erw altungsverfahrensgesetze 
bei V ollziehung dieses G esetzentw urfes nicht 
anzuw enden sind und daher, sow eit dies e r­
forderlich ist, eigene V erfahrensbestim m ungen 
erlassen w erden müßten. Es erscheint nun 
zweckmäßig, jene Bestim m ungen des AVG. 
1950, welche zur V ollziehung dieses G esetzen t­
w urfes geeignet und notw endig  sind, zu ü b er­
nehm en. Dies soll nun durch § 14 geschehen.

Zu § 15:
Die W äh lerkarte i bildet die G rundlage für

die A usübung w esentlicher politischer Rechte 
(W ahl- und Stimmrecht) und dient somit der 
V erw irklichung der dem okratischen S taats­
organisation. Es soll daher niem and von der 
Geltendm achung dieser Rechte durch die V or­
schreibung von V erw altungsabgaben  abgehal­
ten w erden.

Zu § 17:

Aus verw altungstechnischen G ründen e r­
scheint es zweckmäßig, das G esetz zu Beginn 
eines Jah res in Kraft tre ten  zu lassen.

W ie bereits im allgem einen Teil d ieser Be­
m erkungen ausgeführt w urde, sollen durch 
diesen G esetzentw urf die Bestim m ungen der 
Landtagsw ahlordnung und der G em eindew ahl­
ordnung über die Erfassung der W ahl- und 
Stim m berechtigten für W ahlen zum Landtag 
und für V olksbegehren und V olksabstim m un­
gen nach der L andesverfassung sowie der Bür­
ger ersetzt w erden. Durch § 17 Abs. 2 und 3 
sollen daher die entsprechenden Bestim m un­
gen der L andtagsw ahlordnung und der Ge­
m eindew ahlordnung auch form ell aufgehoben 
w erden. Die L andtagsw ahlordnung und die 
G em eindew ahlordnung sollen aber nur sow eit 
abgeändert w erden, als dies durch die Bestim­
m ungen des vorliegenden  G esetzentw urfes 
unbedingt notw endig ist. W eitere  A bänderun­
gen der L andtagsw ahlordnung und der Ge­
m eindew ahlordnung, die notw endig und 
zweckmäßig erscheinen, sind in einer eigenen 
N ovelle, die bereits in Aussicht genom m en ist, 
vorgesehen.
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